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Jacke wie Hose Sie haben die Wahl

Wochenthema
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Philipp Wurm ■

D
eutschland im Spätsommer 
2013, knapp vier Wochen vor 
der Bundestagswahl: irgend-
wie eine bräsige Angelegen-
heit. Angela Merkel betritt die 

Wahlkampfb ühne nur sehr zögerlich, und 
wenn, erscheint sie dort wie eine unnahba-
re Monarchin, deren Thron uneinnehmbar 
scheint. Peer Steinbrück versucht hin und 
wieder aufzudrehen, wettert gegen Sparpo-
litik, Spähskandal und Schuldenschnitt für 
Griechenland, doch niemand kauft  dem 
ehemaligen Großkoalitionär seine Erre-
gung ab. Und seine Laune wird darüber 
Woche für Woche schlechter. 

Und in diesen Zustand der Erstarrung 
mischt sich nun eine böse Ahnung: Am 22. 
September werden wahrscheinlich so weni-
ge Bürger wie noch nie wählen gehen. Be-
reits im Frühjahr gaben 30 Prozent der Teil-
nehmer einer Forsa-Umfrage an, der Urne 
fernbleiben zu wollen. Die Agonie der letz-
ten Wochen wird die Abstinenzler kaum 
umstimmen. Damit könnte das historische 
Tief der Bundestagswahl von 2009 noch 
einmal unterschritten werden – damals hat-
ten gerade einmal 70,8 Prozent gewählt. 

Längst bilden die Nichtwähler eine Mas-
senbewegung, die den Wählerkorpus von 
Volksparteien riesenhaft  überragt. Zum 
Beispiel die Niedersachsen-Wahl im 
Januar: Wäre dort das Kontingent 
der Nichtwähler in die offi  ziel-
len Zahlen eingefl ossen, hätten 
die Verweigerer ein Traumer-
gebnis eingefahren: 40,6 Pro-
zent gegenüber 21,1 Prozent für 
die CDU und 19,1 Prozent für die 
SPD. Die Ödnis in den Stimmlo-
kalen, sie ist ein Schauspiel, das 
landauf und landab zum Normalfall gewor-
den ist, egal ob über die Machtverhältnisse 
im Bundestag, Landtag oder auch Gemein-
de-, Kreis- und Stadtrat entschieden wird. 

Nun ist dieser Wählerschwund kein neu-
es Thema, er ist vielmehr ein Dauerbrenner 
unserer postdemokratischen Epoche. Es ist 
die alte Geschichte vom Vertrauensverlust 
in die Abgeordneten, genährt beispielswei-
se aus dem Verdacht, dass sie ihre Hand-
lungsspielräume zugunsten eines außer-
parlamentarischen Machtgeflechts aus 
globalen Industriekonzernen und Banken, 
Lobbyzirkeln, Meinungsforschungsinstitu-
ten, PR-Agenturen und Thinktanks aus der 
Hand gegeben haben. Daher ist es mehr als 
nur eine Momentaufnahme, wenn dieser 
Vorwahlsommer ein Trauerspiel bietet. Die 
Erschlaff ung ist das saisonübergreifende 
Symptom einer Parteipolitik, die den 
Kampf um die Rückeroberung der eigenen 
Souveränität aufgegeben hat. Und nun 
wendet das Wahlvolk sich enttäuscht ab. 

Die Demoskopen nun entwerfen ein Bild 
vom Nichtwähler, das alle bequemen Kli-
schees bedient: Der geistige Horizont endet 
bei RTL2 und der Bild-Zeitung, der Bewe-
gungsradius am Supermarkt der Großwohn-
siedlung. So fällt auch der Mainzer Wissen-
schaft ler Jürgen Falter, in den Talkshows der 
Nuller-Jahre eine Art Grüß-August, ein ver-
nichtendes Urteil: „Es sind die wenig Gebil-
deten, wenig Interessierten, die sozial und 
wirtschaft lich Abgehängten, die überpro-
portional vertreten sind.“ Diese Degradie-
rung passt bestens in die Denkschablonen 
der Parteien. Danach trägt nicht die Politik 
Schuld an der niedrigen Wahlbeteiligung, 
sondern eine apathische Unterschicht. 

Zweifellos sind sozial Benachteiligte im 
Bataillon der Nichtwähler übermäßig ver-
treten. Aber diese einseitige Fixierung ver-
schleiert, dass die Welle längst in sämtliche 
Gesellschaft sschichten übergeschwappt ist 

– bis hinein ins Bildungsbürgertum. Es ist 
auch ein Aufstand von Menschen, die mit-
ten im Leben stehen. Eine Studie, die die 
Friedrich-Ebert-Stift ung im Frühjahr veröf-
fentlicht hat, bestätigt das: Demnach inter-
essieren sich 61 Prozent der Nichtwähler 
stark für das politische Geschehen. 51 Pro-
zent lesen regelmäßig eine Tageszei-
tung, 38 Prozent sind ehrenamt-
lich engagiert. Und selbst unter 
den „Dauer-Nichtwählern“, 
jenen, die an keiner der ver-
gangenen vier Bundes-
tagswahlen teilgenom-
men haben, fi nden sich 
31 Prozent mit Abitur.

Was genau also sind 
eigentlich die Motive 
dieser Nichtwähler? 
Welches Selbstbild hal-
ten sie dem Holzschnitt 
vom lethargischen Stu-
benhocker entgegen?

Ein Besuch im Wahlkreis 
Anhalt, in dem anteilig die 
meisten Nichtwähler in Deutsch-
land zu Hause sind. Gerade einmal 57,6 
Prozent der Wahlberechtigten, die hier im 
Südosten Sachsen-Anhalts leben, haben an 
den vergangenen Bundestagswahlen teil-
genommen. Negativrekord. Besonders auf-
müpfi g waren die Menschen in Bitterfeld-

Wolfen, wo die Beteiligung noch einmal 
unter dem Kreisschnitt lag, bei 

schmerzhaft  geringen 47,4 Pro-
zent. Bitterfeld-Wolfen, das 

sind zwei Orte mit den typi-
schen Malaisen der Region: 
Die Arbeitslosenquote betrug 
2009 13 Prozent, die Bevölke-

rung schrumpft kontinuier-
lich. Andererseits gibt es aber 

auch Erfolgsgeschichten: Früher 
standen hier die schmutzigsten Schlote 

der DDR, heute sind das Solar Valley sowie 
ein internationaler Chemiepark beheima-
tet, zusammen eine außergewöhnliche 
Wirtschaft sballung. Dennoch haben die 
Einwohner zum K.o.-Schlag gegen die Par-
teien ausgeholt. 

Glaubwürdigkeit

Hier lebt Friederike, 27, eine robuste Frau, 
die als Suchtberaterin arbeitet und in einer 
Altbauwohnung lebt. Sie seufzt: „Es ist trau-
rig, aber es gibt keine Partei, hinter der ich 
stehen könnte. Wenn ich wähle, dann aus 
Pfl ichtgefühl und um zumindest formal von 
meinem Wahlrecht Gebrauch zu machen, 
aber nicht, weil es ein überzeugendes Ange-
bot gibt. Keine Partei vertritt eine verbindli-
che Position.“ Einmal hat sie sich in der Urne 
über den Wahlzettel gebeugt und „Ene, 
mene, muh und raus bist du“ gespielt. In der 
Lostrommel hatte sie beinahe das komplet-
te Spektrum: CDU und FDP, SPD, Grüne und 
Piraten. Sie kann sich nicht mehr erinnern, 
bei welcher Partei der Zählreim endete. Aber 
sie hat diese Partei dann gewählt.

Friederike ist keine stumpfe Stimmver-
weigerin. Sie ist Ärztekind, hat Soziologie 
studiert und ist eine kompetente Ansprech-
partnerin für Alkohol-, Heroin- und Crystal-
Meth-Abhängige. Sie liest regelmäßig in den 
Nachrichtenportalen seriöser Medien und 
redet eloquent über Merkels Internetphobie 
und über Steinbrücks Investitionspaket. 

Von den Parteien wünscht sie sich „Hal-
tung“ und „Ehrlichkeit“. Sie möchte keine 
„Wendehälse“, die ihre Überzeugungen 
dem Machterhalt opfern. Sie möchte keine 
CDU, die nach jahrzehntelanger Pro-Atom-
Politik auf einmal die Energiewende be-
schließt, und keine SPD, die plötzlich die 
Hartz-IV-Gesetze einführt. Es bleibt aller-
dings unklar, was sie selbst will, und ob es 

für sie überhaupt einen Unterschied macht, 
welche Balken bei der ersten Hochrech-
nung am 22. September hochschießen oder 
einfrieren. 

Ihre Unentschlossenheit wird ausgelöst 
von einem Klima, in dem die Unterscheid-
barkeit zwischen den Volksparteien jede 
Glaubwürdigkeit verloren hat. In Friederi-
kes Pathologie mischt sich zudem vermut-
lich jenes ostdeutsche Trauma, das in der 
Nachwendezeit viele erschütterte: die Ent-
täuschung über eine Gutsherrenpolitik auf 
Bundesebene, die blühende Landschaft en 
versprach, aber nicht einlöste. 

Die niedrige Wahlbeteiligung ist viel-
leicht auch eine Langzeitfolge dieser Krän-
kung. Friederike erwägt jedenfalls, sich im 

Septem-
ber in die Rie-

ge der Wahlverweigerer ein-
zureihen. Weil ihr das peinlich ist, will sie 
ihren Nachnamen auf keinen Fall nennen. 
Denn Wählen ist doch eigentlich Bürger-
pfl icht, so ist sie erzogen worden, die Toch-
ter aus gutem Haus. 

Und doch gibt es auch diejenigen, die 
sich mit breiter Brust als Nichtwähler ou-
ten. Künstler und Intellektuelle, die etab-
liert genug sind, um sich schadlos zu einem 
solchen Regelverstoß bekennen zu können. 
Der Modeschöpfer Karl Lagerfeld oder Ga-
bor Steingart, der Herausgeber des Han-
delsblatt. Einer, der ihnen nachfolgt, ist der 
Wachstumskritiker Harald Welzer, Autor 
des Bestsellers Selbst denken – eine Anlei-
tung zum Widerstand und Direktor der Stif-
tung Futurzwei. 

Zukunft sfragen

Im Spiegel hat er vor Kurzem die Streit-
schrift  Das Ende des kleineren Übels veröf-
fentlicht. Darin rechnet er mit der Profi llo-
sigkeit von „CDUFDPSPDGRÜNELINKE“ ab: 
„Die vorgeblichen Diff erenzen haben sich 
längst von gestalterischen Fragen abgelöst. 
Man steht für Überzeugungen, die man gar 

nicht hat.“ Sein Entschluss, nicht mehr zu 
wählen, sprach etlichen Spiegel-Lesern aus 
der Seele: „Erst dachte ich: Für diese Blas-
phemie kriegst du richtig was auf den De-
ckel und wirst exkommuniziert“, erinnert 
sich Welzer. „Dann war ich total überrascht, 
dass die Resonanz, die bei mir ankam, zu 
90 Prozent positiv ausfi el.“ 

Diese Reinwaschung des Nichtwählers 
vom Stigma des aussätzigen Anarchisten 
kündet von einem Wandel. Es ist selbst in 
einem Medium des publizistischen Main-
streams salonfähig geworden, den Parteien 
demonstrativ die Treue aufzukündigen. 
Am meisten ärgert Welzer, dass die Partei-
en elementare Zukunft sfragen ignorieren. 
Und in seinem Essay betet er die Großbau-
stellen noch einmal herunter: „Finanzkrise, 
Staatsverschuldung, Klimawandel, Res-
sourcenkonkurrenz, Globalisierung der 
Wirtschaftskreisläufe und multipolare 
Weltordnung“. Das hört sich einigermaßen 
dringlich an. Stattdessen aber würden Ne-
benschauplätze eröff net, etwa das Ehegat-
tensplitting oder die Quote in Aufsichtsrä-
ten, kritisiert Welzer.

An der wachsenden Kohorte der Nicht-
wähler trägt ausgerechnet die SPD am 
meisten schuld, obwohl deren Selbsterzäh-
lung von Stütze der Demokratie bis zurück 
ins Kaiserreich reicht. So waren es die Sozi-

aldemokraten, die bei den Bundestagswah-
len im Jahr 2009 sagenhaft e 2,1 Millionen 
Wähler ans Lager der Stimmverweigerer 
verloren haben – während von den CDU-
Anhängern lediglich 1,1 Millionen zu Hause 
blieben. Der Partei schwant, dass sie auch 
in diesem Wahljahr von einem monströsen 
Mobilisierungsproblem in den Abgrund 
gerissen werden könnte. Vielleicht sind die 
Genossen deshalb die richtigen Ansprech-
partner, wenn man wissen will, welches 
Bild sich die Parteien eigentlich von denje-
nigen machen, die sie verschmähen.

Andrea Nahles, die Gene-
ralsekretärin und Wahl-

kampfl eiterin, sitzt auf dem Sofa 
ihres Abgeordnetenbüros im Paul-

Löbe-Haus und wirft Sätze in den 
Raum, die sehr an sozialdemokratische 

Projektionen vom Nichtwähler erinnern. 
„Das sind vor allem diejenigen, die in den 

großen Wohnblocks der sozialen Brenn-
punkte leben. Das sind Menschen, die sich 
ausgeschlossen fühlen“, sagt sie. Nun bleibt 
das bekannte Klischee ja keineswegs ver-
kehrt. Eine Studie des Politikwissenschaft -
lers Armin Schäfer belegt den Zusammen-
hang zwischen sozialer Herkunft und 
Wahlbeteiligung anhand des Wahlverhal-
tens in den Bezirken deutscher Großstädte. 
Die Zahl der Nichtwähler steigt mit der Ar-
mut eines Stadtteils, lautet das Fazit. 

Andrea Nahles fühlt sich in ihrem Ele-
ment: „Das Nichtwählerproblem bildet 
auch die soziale Spaltung unserer Gesell-
schaft ab.“ Korrekt: Wir leben in einem 
Land, dessen reichstes Zehntel über 53 Pro-
zent des privaten Vermögens verfügt, wäh-
rend das untere Zehntel so verarmt ist, dass 
es sich in den roten Zahlen bewegt. Unter 
den Verlierern im neoliberalen Casino gibt 
es immer mehr Leute, die verzweifelt fest-
stellen, dass Wahlen keine Wirkung erzie-
len. Stattdessen führen ihnen tägliche 

Überlebenskämpfe zwischen Hartz IV, 
Niedriglohnjob und Dispo-Kredit vor 
Augen, dass beinahe alle Parteikonstellati-
onen der letzten Jahrzehnte das Elend nur 
vergrößert haben. Ob Rot-Grün, Schwarz-
Rot oder Schwarz-Gelb. 

Authentizität

Aber warum schaff en es die Sozialdemokra-
ten dann nicht, diese Menschen wieder für 
sich einzunehmen? Das Wahlprogramm 
deutet doch nach den Jahren der Schröder-
Regierung und der Großen Koalition eine 
Rückkehr zu sozialdemokratischen Werten 
an: gesetzlicher Mindestlohn, Erhöhung 
des Spitzensteuersatzes, der fl ächendecken-
de Ausbau von Kitas und Ganztagsschulen, 
um aus den perspektivlosen Kindern in den 
Arbeitervierteln hoff nungsvolle Bildungs-
aufsteiger zu machen. Trotzdem fühlen sich 
die Armen und Arbeitslosen von der SPD so 
wenig angezogen. Deshalb dümpelt die Par-
tei in Umfragen weit unter 30 Prozent. 

Die Versöhnung der SPD mit ihren eins-
tigen Stammwählern scheitert, weil ihren 
Wahlkämpfern die wichtigste Währung 
fehlt: Authentizität. Andrea Nahles und 
ihre Klinkenputzer können sich noch so 
sehr ins Zeug legen, fünf Millionen Haus-
halte besuchen, die Gier der Oberschicht 

beschimp-
fen, die 150-jährige Ge-
schichte ihrer Partei besingen. Die Road-
Show kann nicht übertünchen, dass alles 
doch nur ein grandioses Schauspiel ist: Im 
Mittelpunkt steht ein Spitzenkandidat, der 
in seiner Vergangenheit die marktliberale 
Lehre verkörperte und nun auf einmal den 
Kapitalismuskritiker mimt. 

Darin zeigt sich das oben beschriebene 
Dilemma erneut: Es ist vor allem eine 
Glaubwürdigkeitskrise der politischen Elite. 
Und das schreckt mittlerweile nicht nur die 
prekären Existenzen aus den sozioökono-
mischen Dürrezonen ab, sondern auch im-
mer mehr Menschen aus den sogenannten 
besseren Kreisen. Die Mobilisierungsdefi zi-
te der SPD sind bloß das Fanal für diese Ent-
wicklung. 

Auch in den Milieus anderer Parteien 
keimt Missmut. Da ist der konservative Ju-
rist, CDU-Mitglied, der beichtet, er sei „ver-
unsichert“. Er spielt mit dem Gedanken, im 
September ausnahmsweise nicht zu wäh-
len, weil er an der Funktionärsschicht in 
seiner Partei verzweifelt, die unter Aus-
schluss der Basis lebensunerfahrene Be-

rufspolitiker in bedeutende Ämter hievt. Da 
ist der frühere Castor-Blockierer mit grü-
nem Gewissen, heute Psychologe, der die 
Wahlzettel gleich mit einem Edding über-
kritzelt, weil „Parteienpolitik mit leeren Ri-
tualen aufgebläht und das Gegenteil von 
gesundem Menschenverstand ist“.

Im Gespräch mit Nichtwählern kommt 
häufi g eine wohl vielen gemeinsame Sehn-
sucht zur Sprache: der Wunsch nach mehr 
direkter Demokratie, nach Volksabstim-
mungen auf Bundesebene. Dahinter steckt 
die Annahme, dass die Parlamentsvertre-
ter in wichtigen Sachfragen nicht nach ih-
rem Gewissen, sondern nach machtpoliti-
scher Opportunität entscheiden. Dann soll 
doch lieber gleich der Souverän selbst 
übernehmen.

Bundestagswahl Im Moment sieht es so aus, als würden am
22. September so wenige Menschen wie nie zuvor ihre Stimme 
abgeben. Woher kommt denn dieses große Desinteresse?

Ene, 
mene, 
muh

Und, gehen Sie eigentlich wählen?

Björn Bicker
hat im Frühjahr den Roman 
„Was wir erben“ veröff entlicht

Rosa von Praunheim
ist Filmregisseur. Zuletzt „Rosas Welt. 
70 neue Filme von Rosa von Praunheim“

Kübra Gümüsay
bloggt auf ein-fremdwoerterbuch.com 

und studiert Politikwissenschaft 

Clemens Meyer
hat soeben den Roman 
„Im Stein“ veröff entlicht

Clemens Schick
ist Schauspieler („James Bond“) 
und hat öft er für die ISAF-Truppen 
in Afghanistan gespielt

Hatice Akyün
veröff entlicht im September 
„Ich küss dich, Kismet. 
Eine Deutsche am Bosporus“

Angela Richter
ist Theaterregisseurin. Ihr letztes 
Stück hieß „Assassinate Assange“

Jürgen Kuttner
ist Radiomoderator, Theaterregisseur und 
überhaupt ein freier Kunstschaff ender

Holm Friebe
hat gerade „Die Stein-Strategie. 
Von der Kunst, nicht 
zu handeln“ veröff entlicht

Freitag-Serie

Wahl 2013

Mir ist bewusst, dass im Bundestag immer weniger wirklich entschieden wird, 

sondern auf den „freien“ Märkten, aber trotzdem glaube ich, dass eine 

Regierung Entwicklungen beeinfl ussen kann. Ich wähle Rot-Grün, weil 

mein Menschenbild, mein Bild von Gesellschaft , von diesen Parteien 

eher widergespiegelt wird, als von einer konservativen 

Regierung. Bei aller Melancholie über den Zustand 

der Demokratie müssen wir kämpfen, dass sie 

alternativlos bleibt. Wählen ist der 

Anfang dieses Kampfes.

Wählen 

ist doch 

Bürger-

pfl icht. Ich wähle 

gerne, weil ich an 

die Demokratie glaube, 

bei all ihren Schwächen. 

Und ich fi nde es schlimm, 

wenn die Leue nicht wäh -

len gehen. Die Demokratie 

ist ein hohes Gut. Bei aller 

Kritik, die man haben mag: 

Man muss sich nur die 

Staaten ansehen, in denen 

es nicht demokratisch 

zugeht. Da möchte 

ich jedenfalls 

nicht leben.

Ich gehe, aber eher aus folkloristischen Motiven. Solange es 

keine Bewegung gibt, die radikale (Sie wissen: radix, Wurzel 

und so) Alternativen denkt, sind Wahlen irrelevant. 

Und mit einer solchen Bewegung wären sie wohl 

auch irrelevant. Tja, vielleicht gehe ich 

diesmal nicht wählen …  

Viel 

fehlt nicht, und 

ich wäre das erste Mal 

Nichtwähler. Aber trotz 

„Wer hat uns verraten? 

Sozialpiraten!“ wirds wohl 

Rot-Grün auf meinem Schein. 

Auch wenns verdammt weh 

tut. Denn die beiden Steins 

sind selbstverschuldete 

Sisyphosse! Und Grün 

wählt ja mittlerweile 

jeder Wohlstands-

bürger.

Ich 

wähle wohl, 

was ich immer 

wähle. Kann auch sein, 

dass es zu Spontankreu-

zen kommt, Themen gibt es 

ja: KSK, Kopierschutz, Über-

wachung. Habe auch überlegt, 

gar nicht zu wählen, wenn 

das besser organisiert wäre, 

würde ich mitschweigen. 

Aber keinen Bock zu haben 

ohne etwas Besseres 

vorzu schlagen, ist ja noch 

blöder, als einen 

heulenden Mann 

zu wählen.

Es gibt Parteien, die sind für Abschiebung, und es gibt Parteien, die sind 

gegen Abschiebung. Es gibt Parteien, die sind für höhere Grenzen um 

Europa, und es gibt welche, die sind dagegen, es gibt Parteien, 

die religiöse, ethnische, kulturelle Vielfalt und Gleich-

heit fördern wollen, und es gibt welche, die das 

nicht tun. Also gehe ich wählen. 

Im Restaurant ertappe ich mich häufi g dabei, dass ich 

Fisch aussuche, aber Steak bestelle. Man kann sagen, 

ich gehöre zur tückischen Gattung der Wechsel-

wähler. Ich gehe wählen, weiß auch schon 

was, aber an der Urne weiß 

man nie bei mir.

Auf 

jeden Fall 

wähle ich. Aber 

entlarvend fi nde 

ich es, wenn sie 

Alibi-Migranten in die 

vor-derste Reihe stellen, 

aber an der Linie nichts 

ändern. Halten die 

uns für blöd? Meine 

Stimme kriegen 

die nicht.

Ich 

habe aber 

die kroatische 

Staatsbürger-

schaft  und darf 

nicht. Hätte ich das 

Recht, würde ich 

wählen gehen. Freie 

Wahlen sind ein 

historisch hart 

erkämpft es 

Privileg.
Ich 

habe Respekt 

vor allen, die sich 

in das schmutzige 

Geschäft  der Politik 

begeben. Die Hybris à la 

Günter Grass, stets wissen, 

wie man es besser macht, ist 

mir fremd. Ich bin froh, dass 

es „belastbare Langweiler“ 

(Peter Sloterdijk) gibt, die 

den Job machen, und 

Wählen ist eine Art, 

ihnen An erkennung 

zu zollen.

Klar gehe ich wählen. Nicht, dass ich das Gefühl hätte, etwas wählen zu können, das 

meinen Überzeugungen entspricht. Aber ich kann in Abstufungen zwischen 

Pragmatismus und moralischem Anspruch wählen. Immerhin. Ich denke oft  

daran, dass ich in der DDR als unangepasster Junge nicht leicht hätte glücklich 

sein können. Einige meiner Freunde wollen mir den Sinn des Nicht-

wählens näherbringen. Verstehen kann ich ihre Argumente nicht. 

Ich fi nde, das ist die Aufgabe: für eine gerechte, schöne 

Welt zu kämpfen, obwohl man weiß, dass es 

sie nie geben wird. So ähnlich ist auch 

Wählengehen.

Gar 

nicht hin-

gehen, kann ich 

nicht, dazu bin ich 

zu politisch. Deshalb 

habe ich eine neue Taktik: 

Ich werde die, die zur Wahl 

stehen, nicht wählen, ich gebe 

einen leeren Stimmzettel ab. 

Der wird als ungültig gezählt, 

und so fällt schon mal die 

Parteienfi nanzierung für 

rechte Parteien weg. Wenn 

das alle machen, ist die 

Wahlbeteiligung bei 100 

Prozent, aber niemand hat 

gewählt, was im Angebot 

stand. Das ist eine 

aktive Wahlver -

weigerung. 

Else Buschheuer 
hat soeben „Zungenküsse mit 
Hyänen“ veröff entlicht und ihren 
Job beim MDR verloren

Ekki Maas
Mitglied der Band Erdmöbel, 
nun erscheint das neue Album 
„Kung fu fi ghting“

ist Autorin und Philosophin. 
2014 erscheint „Du sollst 
nicht funktionieren“

Ariadne 
von Schirach


